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Das vorliegende Positionspapier wurde von den Mitgliedsstädten des Deutsch-

Österreichischen URBAN-Netzwerks unter Beteiligung weiterer Partner im Frühjahr 2025 

für die von der EU-Kommission veröffentlichten Sondierung zur EU-Agenda für Städte 

erarbeitet. Die daraus abgeleiteten Positionen resultieren insbesondere aus den 

bisherigen Erfahrungen zur Umsetzung der städtischen Dimension in den EU-

Strukturfonds, die zum Teil auch im „Positionspapier des Deutsch-Österreichischen 

URBAN-Netzwerks zur Förderung der nachhaltigen Stadtentwicklung in der EU-

Strukturförderperiode 2028+“ festgehalten wurden1. 

 

Unsere Positionen im Überblick 

 
 

# Europa braucht prosperierende, lebenswerte  Städte aller 

Größenordnungen. 

# Integrierte Planung in der Stadtentwicklung in allen Mitgliedsstaaten 

verankern und ausbauen. 

# Die städtische Dimension fest in der EU-Förderpolitik verankern. 

# Subsidiaritätsprinzip bewahren – regionale Verantwortung stärken. 

#Spürbare administrative Vereinfachungen für Städte als Begünstigte in 

EU-Förderprogrammen umsetzen. 

  

 
1 Weblink: https://www.deutscher-
verband.org/fileadmin/user_upload/documents/Positionspapiere/Aktuelle_Positionen/Positionspapier_URBA
N_Post2028_dt.pdf  

https://www.deutscher-verband.org/fileadmin/user_upload/documents/Positionspapiere/Aktuelle_Positionen/Positionspapier_URBAN_Post2028_dt.pdf
https://www.deutscher-verband.org/fileadmin/user_upload/documents/Positionspapiere/Aktuelle_Positionen/Positionspapier_URBAN_Post2028_dt.pdf
https://www.deutscher-verband.org/fileadmin/user_upload/documents/Positionspapiere/Aktuelle_Positionen/Positionspapier_URBAN_Post2028_dt.pdf
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 # Europa braucht flächendeckend prosperierende, lebenswerte Städte 

aller Größenordnungen, optimal eingebettet in die jeweiligen 

funktionalen Stadtregionen.  

Die Entwicklung der Städte wird die zukünftige wirtschaftliche, soziale und territoriale 

Entwicklung in Europa maßgeblich mitbestimmen. Dies setzt voraus, dass Sondierungen 

und Entscheidungsprozesse auf sämtlichen Governance-Ebenen nicht über, sondern 

gemeinsam mit den Städten bzw. der lokalen Ebene erfolgen. Vor diesem Hintergrund 

begrüßen wir die aktuelle Sondierung zur EU-Agenda für Städte. Städte müssen 

zukünftig - stärker als bisher - als eigenständige Akteure mit speziellen Aufgaben und 

Erschwernissen wahrgenommen werden. Unabdingbar ist daher eine gemeinsame 

Erarbeitung von Strategien für Städte nicht lediglich als Ausführerende vorgegebener 

Programme. 

Der Beitrag von Städten zur Erreichung europäischer Kernziele ist nicht zu unterschätzen. 

Beispielsweise in den Bereichen einer sozialgerechten Daseinsvorsorge, 

demographischer, wirtschaftlicher und digitaler Wandel, 

Klimaschutz/Klimawandelanpassung und Wettbewerbsfähigkeit müssen Städte und ihren 

Interessensvertretungen aktiv eingebunden und ihre spezifischen Herausforderungen 

und Potenziale berücksichtigt werden. 

Aufgrund ihrer Bedeutung für den ländlichen Raum muss die EU-Agenda für Städte 

besonders auch die Interessen und Bedürfnisse von Klein- und Mittelstädten im Blick 

behalten und deren zentrale soziale und ökonomische Funktionen und Beiträge für die 

regionale Entwicklung stärken.  

Interkommunale Kooperationen bieten große Potenziale, Entwicklungsprozesse nicht nur 

innerhalb der eigenen städtischen Verwaltungsgrenzen, sondern auch in funktional 

verbundenen Stadtregionen oder gleichartigen Gebieten anderer Regionen, auch über 

Ländergrenzen hinweg. Solche Kooperationen, die aus historischen Gründen oftmals 

enorme Governance-Anstrengungen bedürfen, sollten stärker strategisch und finanziell 

stärker gefördert werden. Langfristig bedarf es zusätzlich zur lokalen Perspektive einer 

stärkeren Berücksichtigung regionaler Blickwinkel in europäischen EU-Förderinitiativen. 

Städten aller Größen sollte dabei die Möglichkeit geboten werden, ihre Zukunft aktiv 

gemeinsam (horizontal) miteinander und (vertikal) mit übergeordneten 

Verwaltungsebenen zu gestalten und damit regionale Potentiale durch Zusammenarbeit 

optimaler zu nutzen. 

Darüber hinaus erscheint eine strukturierte Auswertung der Empfehlungen und 

Erfahrungen aus den bestehenden Partnerschaften der Urbanen Agenda für die 

Europäische Union (UAEU) sinnvoll, um daraus Impulse für die Entwicklung einer EU-
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 Agenda für Städte abzuleiten und Beteiligungsprozesse der EU-Kommission gezielter zu 

bündeln. 

 

# Integrierte Planung in der Stadtentwicklung in allen Mitgliedsstaaten 

verankern und ausbauen 

Die EU-Agenda für Städte sollte ein Leitbild für eine ganzheitliche und integrierte 

Stadtentwicklung2 darstellen – und jedenfalls nicht zu einer weiteren Sektoralisierung 

einer Förderpolitik für Städte beitragen. Es besteht dabei die Gefahr, dass einzelne 

Agenden und Initiativen die europäische Förderlandschaft fragmentieren und damit 

ineffizenter machen, anstatt Synergien zu schaffen. 

Ein aktuelles Beispiel ist die Diskussion um den EU-Aktionsplan zur Förderung von 

erschwinglichem Wohnraum. Wohnraumpolitik kann nicht isoliert betrachtet werden – 

sie ist untrennbar mit Fragen der Mobilität, des sozialen Zusammenhalts, des 

Klimaschutzes sowie Klimawandelanpassung und der wirtschaftlichen Entwicklung auf 

lokaler und regionaler Ebene verknüpft. Ohne integrierte Stadtentwicklung bleiben viele 

Potenziale ungenutzt, sowie Zielkonflikte ungelöst und die Gefahr neuer sozio-urbanen 

Konflikte und nachteiliger Stadtentwicklungsprozesse erhöht sich. 

Um diesen Herausforderungen wirksam zu begegnen, braucht es sektorübergreifende 

Ansätze, die Stadtentwicklung als vernetztes System begreifen. Die EU-Förderpolitik 

sollte daher nicht auf Einzelprojekte oder sektorale Maßnahmen setzen, sondern 

Förderungen gezielt auf Basis integrierter, langfristiger Stadtentwicklungsstrategien 

unterstützen („place-based approach“). 

Nur durch derartige integrierte Planungs- und Förderansätze kann die EU-geförderte 

Stadtentwicklung resilient und nachhaltig werden und damit mithelfen, Europas Städte 

weiterhin lebenswert und zukunftsfit zu gestalten. 

# Die städtische Dimension fest in der EU-Förderpolitik verankern 

Städte sind– auch für ihr Umland -  der Motor für eine nachhaltige, wettbewerbsfähige 

und resiliente Entwicklung in ganz Europa. Europäische Investitionen in die Städte hebeln 

weitere Investitionen tragen daher wesentlich zur Erreichung europäischer Politikziele 

bei. 

 
2 Anm. integrierte Stadtentwicklung im Sinne horizontal/intersektoral vernetzter Planungen und Umsetzungen 
und spezieller Berücksichtigung von Ressourcenschonung, Resilienz, Lebensqualität, Entwicklung als 
Wirtschaftsstandort und Bürger:innenbeteiligung. 
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 Die integrierte Stadtentwicklung spielt zurecht eine zentrale Rolle in der europäischen 

Strukturpolitik und muss als fester Bestandteil der EU-Agenda für Städte anerkannt und 

laufend weiterentwickelt werden. Es ist wichtig, die EU-Agenda für Städte als Impulsgeber 

zur EU-Förderpolitik zu sehen, und umgekehrt. Nur so lassen sich Synergien optimal 

nutzen. Die EU-Agenda für Städte sollte den Städten einen Überblick über Förder- und 

Finanzierungsinstrumente der EU liefern, gerade vor dem Hintergrund des neuen 

Mehrjährigen Finanzrahmens. 

Die EU-Förderpolitik ist in hohem Maße auch Stadtpolitik. Städte sind jene physischen 

Orte, an denen soziale, wirtschaftliche und ökologische Herausforderungen unmittelbar 

aufeinandertreffen und innovative, replizierbare Lösungen gefragt und gefunden werden. 

Sie bieten auch den Raum für eine Erprobung neuer Praktiken. Eine nachhaltige 

integrierte Stadtentwicklung erfordert eine verlässliche, mehrjährige Förderlogik – 

kurzfristige Maßnahmen im komplexen – und oftmals schwer steuerbaren - 

Stadtentwicklungsbereich reichen nicht aus, um strukturelle Herausforderungen 

nachhaltig zu bewältigen. EU-Förderprogramme müssen für Kommunen attraktiv bleiben: 

Das Gesamtbudget für öffentlich initiierte investive Maßnahmen darf nicht weiter sinken. 

Hohe Kofinanzierungsanteile und benötigte Vorfinanzierungen erschweren Kommunen 

zunehmend den Zugang und verschärfen dieses Problem. Sinkende Förderquoten, 

überbordende und unverhältnismäßige Kontrollmechanismen und damit verbundene 

Beurteilungskriterien, die oft erst ex-post eingesetzt werden, verschärfen dieses Problem. 

Zudem sollten vorbereitende Maßnahmen förderfähig sein, und öffentlich kofinanzierte 

Projekte in der Antragsbewilligung priorisiert werden, um die Programme effizient zu 

verzahnen und ihre Wirkung vor Ort zu stärken. 

Besonders hervorzuheben sind die positiven Erfahrungen mit der Quotierung der 

nachhaltigen integrierten Stadtentwicklung innerhalb der EU-Strukturpolitik. Diese hat 

wesentlich dazu beigetragen, europaweit Städte zu stärken. Sie ist ein Erfolgsmodell und 

muss bei der Weiterentwicklung der EU-Förderpolitik weiterhin eine zentrale Rolle 

spielen. Die Förderung einer nachhaltigen Stadtentwicklung sollte künftig eine 

Mindestquotierung von mindestens 15% umfassen. 
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 # Subsidiaritätsprinzip bewahren – regionale Verantwortung stärken  

Es ist eine der größten Errungenschaften der europäischen Kohäsionspolitik, dass sie der 

EU-Ebene einen direkten förderpolitischen Zugang zu den Regionen sichert, 

beispielsweise durch den Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE). Denn der 

ausschließliche Blick auf die mitgliedstaatliche Ebene verkennt die teilweise gewaltigen 

wirtschaftlichen Disparitäten und unterschiedlichen Herausforderungen zwischen den 

Regionen – und Städten – eines einzigen Mitgliedstaats.  

Die Regionen und Städte sind die eigentlichen Adressaten der europäischen 

Kohäsionspolitik. Auch eine gestiegene geopolitische und geoökonomische Bedeutung 

des europäischen Staatenbundes darf nicht dazu führen, dass die integrative Bedeutung 

einer auf die lokale Ebene ausgerichteten EU-Förderpolitik geopfert wird.  

Das Subsidiaritätsprinzip ist ein grundlegendes Organisationsprinzip der Europäischen 

Union. Es sichert nicht nur demokratische Legitimation, sondern auch die Wirksamkeit 

der förderpolitischen Maßnahmen vor Ort. Deshalb darf der etablierte Mehrebenenansatz 

in der EU-Förderpolitik nicht zu Gunsten von „Top-Down“ Verfahren und Regulierungen 

geändert werden – erst recht nicht unter dem Vorwand des Bürokratieabbaus.  

Für föderale Staaten, wie Deutschland und Österreich, ist die Bedeutung der regionalen 

Ebene besonders groß. So sind die Regionen und Städte, insbesondere in Deutschland, 

hier eigenständige Träger staatlicher Aufgaben mit eigener Gesetzgebungskompetenz in 

kohäsions- und stadtentwicklungspolitisch relevanten Politikfeldern. Auch bei der 

Umsetzung und Kofinanzierung der europäischen Kohäsionspolitik spielen sie eine 

zentrale Rolle. Diese verfassungsrechtlich abgesicherte Verantwortung bedeutet: Eine 

effektive und legitime EU-Förderpolitik muss die Regionen und Städte weiterhin 

strukturell einbinden – nicht nur als untergeordnete Verwaltungseinheiten, sondern als 

politische Akteure mit eigenen Gestaltungsspielräumen und Kooperationsstrukturen. 

Vor diesem Hintergrund hängt die Wirksamkeit einer EU-Agenda für Städte maßgeblich 

von der weiteren strukturellen Einbindung der Regionen und Städte in der europäischen 

Förderpolitik ab. 
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 # Spürbare administrative Vereinfachung für Städte als Begünstigte in 

EU-Förderprogrammen umsetzen 

Eine wirksame EU-Förderpolitik muss für Städte jeder Größenordnung und ihren 

Verwaltungen praktikabel und zugänglich sein. Wir begrüßen deshalb außerordentlich 

das Grundprinzip in der EU-Agenda für Städte, spürbare administrative Vereinfachungen 

anzustreben.  

Städte und Gemeinden aller Größenordnungen verfügen häufig über begrenzte 

personelle Kapazitäten sowie über eingeschränkte Haushaltsmittel. Für sie stellt der 

Zugang zu europäischen Fördermitteln jedoch eine weitere Möglichkeit dar, dringend 

benötigte Projekte insbesondere in den Bereichen integrierte Stadtentwicklung, 

Digitalisierung, Dekarbonisierung und Klimawandelanpassung der städtischen 

Infrastruktur zu realisieren. 

Erhebliche administrative Hürden und aufwändige Kontrollprozesse und -inhalte, die 

derzeit mit Beantragung und Abwicklung europäischer Fördermittel verbunden sind, 

führen dazu, dass Mittel nicht in dem Maße abgerufen werden, wie es möglich und 

notwendig wäre. Damit läuft die EU-Förderpolitik Gefahr, gerade jene Akteure zu 

überfordern, die am meisten von ihr profitieren sollten. Um dem entgegenzuwirken, 

bedarf es einer gezielten und praktikablen Vereinfachung der administrativen Abläufe 

bei Begünstigten, Fördergebern und Auditoren. Dazu zählen unter anderem 

standardisierte digitale Antragsprozesse sowie eine deutliche Reduktion von 

Nachweispflichten und bürokratischen Anforderungen zum Beispiel nach risikobasierten 

Auditansätzen. Eine Ex-Ante Kontrolle von Projekten würde die oft gegebene 

Unsicherheit bezüglich Anerkennbarkeit von Kosten mindern. 

Im Sinne einer wirksamen Umsetzung der EU-Agenda für Städte ist vor einer 

Überfrachtung mit Konditionalitäten jedweder Art abzusehen. Vorbedingungen, die nicht 

unmittelbar mit dem Förderziel zusammenhängen generieren komplizierte 

Nachweispflichten, behindern die effiziente Zielerreichung und führen neben einer 

Verteuerung des Förderaufwands auch zu einer spürbaren Verteuerung der 

administrativen Abwicklung auf allen Ebenen. Insbesondere in kleineren und mittleren 

Städten mit begrenzten Ressourcen droht die Gefahr, dass förderfähige und strategisch 

wertvolle Vorhaben nicht umgesetzt werden können. Darüber hinaus begünstigen 

komplexe Konditionalitäten in der Praxis Mitnahmeeffekte statt einer zielgerichteten 

Mittelverwendung. 
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 Für eine wirkungsvolle und nachhaltige Umsetzung kommunaler 

Transformationsprozesse reicht die Vereinfachung von Verwaltungsverfahren allein nicht 

aus. Erforderlich ist zudem der gezielte Aufbau und die langfristige Stärkung 

administrativer Kapazitäten in Städten und Regionen. Dazu zählen beispielsweise 

mehrjährige, projektgebundene Personalmittel für spezialisierte Abteilungen, die sich 

ausschließlich strategischen Zukunftsaufgaben widmen können. Insbesondere in 

kleineren Städten und ländlichen Räumen sollten Regionalmanagements („One-Stop-

Shops“) als zentrale Schnittstellen für kommunale Aufgaben gestärkt und in 

Förderrichtlinien systematisch berücksichtigt werden. 

Eine praxisnahe EU-Förderpolitik, die auf Vereinfachung setzt, ist keine bloße 

Effizienzmaßnahme, sondern eine Grundvoraussetzung für die Wirksamkeit und 

Akzeptanz europäischer Förderinstrumente. Nur wenn die Programme für die Städte 

tatsächlich mit vertretbarem Aufwand durchführbar sind, können sie ihr volles Potenzial 

entfalten – zum Wohle einer nachhaltigen, inklusiven und flächendeckend wirksamen 

Stadtentwicklung in Europa. 
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Allen Mitgliedern und Partnern des Deutsch-Österreichischen URBAN Netzwerks, 

die an der Formulierung des Positionspapiers beigetragen haben, sei an dieser 

Stelle Dank ausgesprochen. 

 

Verantwortlich 

Deutscher Verband für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung e. V. 

Dr. René Peter Hohmann 

Büroleiter | Executive Director EU-Office Brussels 

Rue du Luxembourg 3| 1000 Brussels (Belgium)  

Tel (BE): +32 2 550 16 10| Tel (GER): +49 30 206 1325-80  

info@deutscher-verband.org | www.deutscher-verband.org | @DV_Stadt 

Brüssel, Mai 2025 

 

Das Deutsch-Österreichische URBAN-Netzwerk 

Das Netzwerk begleitet und unterstützt seit 1996 deutsche und österreichische Städte 

bei der Umsetzung integrierter Stadtentwicklungsmaßnahmen im Rahmen der EU-

Strukturfonds und darüber hinaus. Im Jahr 2025 sind dies folgende 13 Mitgliedsstädte: 

Berlin, Bielefeld, Dresden, Duisburg, Düsseldorf, Graz, Jena, Leipzig, Mannheim, Meißen, 

Plauen, Regensburg und Wien. Als langjährige Austauschplattform und 

Interessensgemeinschaft für städtische Belange steht das Netzwerk auch in direktem 

Kontakt mit politischen Entscheidungsträger:innen auf nationaler und europäischer 

Ebene. Träger des Netzwerkes ist der Deutsche Verband für Wohnungswesen, 

Städtebau und Raumordnung (e.V.). Weitere Informationen finden Sie unter 

https://www.deutscher-verband.org/aktivitaeten/netzwerke/urban-netzwerk.html 
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